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Nr. 2 Berlin, den 1. April 1936 17. Jahrgang 


Blick nach Oſten! 


Sr Führer hat durch die Gewalt feines Wortes und den mitreißenden Schwung 
ſeines Handelns das deutſche Volk zu lebendiger Anteilnahme an den volks⸗ und 
außenpolitiſchen Fragen erzogen. Er hat auch den Oſten als eine das deutſche Schickſal 
beſtimmende Frage in das Blickfeld des Volkes gerückt. Von den politiſch aktiven 
Kräften in Deutſchland wird dem Oſten und ſeinen Problemen wachſende Beachtung 
geſchenkt. 

Dem Bund Deutſcher Oſten erſtehen aus dieſer Entwicklung neue Aufgaben und 
Pflichten. Er hat, als die mit der Schulung und Aufklärung über den Oſten beauf⸗ 
tragte Organiſation, der Oſtarbeit eine ſtraffe und einheitliche Ausrichtung zu geben. Die 
Ausweitung des Arbeitsgebietes des Bundes macht es notwendig und möglich, das 
„Oſtland“ in neuer Form erſcheinen zu laſſen. 

Der Nationalſozialismus ſetzt Haltung voraus. An der Grenze im Oſten vor allem 
kann ſich dieſe Haltung bewähren. Die Beurteilung außenpolitiſcher Vorgänge verlangt 
nüchternes Denken. Vor allem im Oſten iſt es notwendig, ſich das außenpolitiſche 
Urteil nicht durch romantiſche Verirrungen trüben zu laſſen. Das deutſche Volk muß 
ſich daran gewöhnen, in feinen im Ausland lebenden Volksgenoſſen einen mit- 
geſtaltenden Faktor ſeiner Geſchichte zu ſehen. Das gilt vor allem in bezug auf das 
Deutſchtum in den öſtlichen Staaten. 

Zu dieſer Haltung, zu dieſem nüchternen Urteil und zu dieſem geſchichtlichen Denken 
will der Bund Deutſcher Oſten erziehen. Dabei dient ihm das „Oſtland“ als Helfer. 
Die jetzige Umgeſtaltung der Zeitſchrift ſoll es dem Bunde erleichtern, mit feiner Auf 
klärungsarbeit in immer weitere Kreiſe des deutſchen Volkes zu dringen. 

Ich erwarte von allen Gliederungen des Bundes, daß ſie ſich für die Verbreitung 
des „Oſtland“ einſetzen. Ich wünſche dem „Oſtland“ für ſeine Arbeit Erfolg. 

Dr. Oberländer 
Leiter des Bundes Deutſcher Oſten 
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Grundſätze der Grenzarbeit 


Raffe und Volk decken ſich nicht. Sämtliche europäiſchen Völker werden von 
den gleichen fünf europäiſchen Raſſen gebildet. Nur das Miſchungsverhältnis iſt verſchieden. 

Angehörige einer „nationalen Minderheit“ können nur Glieder eines dem deutſchen 
artverwandten Volkes ſein. Art verwandt ſind diejenigen Völker, die in Europa ſeit 
geſchichtlicher Zeit in geſchloſſener Siedlung anſäſſig ſind. Die Juden ſind keine 
„nationale Minderheit“, ſondern Beſtandteil einer fremden Raſſe. 

Für die Volkszugehörigkeit des Einzelnen iſt maßgebend das nationale Be: 
kenntnis. Das ſchließt das Recht der deutſchen Volksgemeinſchaft nicht aus, uner⸗ 
wünſchte artfremde Elemente, die ſich zu ihr bekennen möchten, von ſich fern zu halten. 

Nationale Zwiſchenſchichten, wie ſie in einigen öſtlichen Gebietsteilen 
beſtehen, find Rück ſtände aus einer Zeit ungefeſtigten Nationalbewußtſeins. Ein An⸗ 
ſpruch fremder Volkstümer auf dieſe Zwiſchenſchichten muß als unbegründet 
abgelehnt werden. 

Der Begriff der Abſtammung iſt in Gebieten, in denen ſeit Jahrhunderten art⸗ 
verwandte Völker in ſtändiger Miſchung mit einander leben, als Kriterium der Volks⸗ 
zugehörigkeit nicht zu verwerten. Der Gebrauch einer beſtimmten Hausſprache oder 
eines beſtimmten Dialektes läßt keine zwingenden Rückſchlüſſe auf die völkiſche Einſtellung 
zu. Familiennamen ſind kein Beweis für die völkiſche Zugehörigkeit ihrer Träger. 
Fremdſprachige Ortsnamen dürfen nicht als ein Beweis für die Zugehörigkeit der 
Bewohner des Ortes zu fremdem Volkstum angeſehen werden. Dagegen kommt in der 
Wahl der Vornamen in der Regel die Abſicht eines nationalen Bekenntniſſes der 
Eltern zum Ausdruck. 

Es widerſpricht der nationalſozialiſtiſchen Volkstumsauffaſſung, fremdes Volks— 
tum zu unterdrücken. Aber dieſe Auffaſſung macht es zur Pflicht, das eigene 
Volkstum für den Gegner unangreifbar zu machen. Die Parole heißt nicht: Unter: 
drücken, ſondern: Mehr leiften! 

Das völkiſche Bekenntnis iſt keine käufliche Ware. Es iſt eine Frage der Haltung. 
Seelenkauf demoraliſiert die Käufer ebenſo wie die Gekauften. In Deutſchland 
werden keine Seelen meiſtbietend verſteigert. Wer ſein Volkstum für Geld an den Gegner 
verrät, ſoll der geſellſchaftlichen Aechtung verfallen. Jede Tür ſei ihm verſchloſſen, jede 
nachbarliche Hilfe verweigert. Wo wirkliche Not herrſcht, wird ohne Unterſchied des 
Volkstums geholfen. 

Der Staat iſt nicht bloß dazu da, die materiellen Intereſſen ſeiner Bürger zu 
ſchützen. Der Staat iſt Ausdruck des Lebensſtils und Repräſentant des Daſeinswillens 
eines Volkes. Das Reich und das Volkstum ſind die beiden Pole deutſchen Lebens in 
der Welt. 

Der Volkstumskampf an der Grenze kann nicht von Menſchen geführt werden, die 
dazu erzogen worden ſind, ſich bei drohender Gefahr auf die materielle Hilfe des Staates 
zu verlaſſen. Die Menſchen an der Grenze müſſen dazu erzogen werden, ſo zu handeln, 
als ob der Staat nicht mehr hinter ihnen ſtände. Selbſthilfe iſt erſtes Gebot. Wer 
nicht den Willen zur Selbſthilfe beſitzt, iſt nicht wert, daß andere ihm helfen. 

Volkstumsarbeit kann nicht von oben nach unten durchgeführt werden. Sie muß von 
unten nach oben aufbauen. Wer ſchon von früheſter Jugend an in das Bewußtſein 
hineinwächſt, einem Volkstum anzugehören, wird ſich auch ſpäter durch die Enttäuſchun⸗ 
gen und Verſuchungen des Lebens in ſeinem nationalen Bekenntnis nicht beirren und 
beeinfluſſen laſſen. Die Erziehung zum Volkstum muß bereits vor dem 
Eintritt in das ſchulpflichtige Alter beginnen. 

Der Volkstumskampf an der Grenze erfordert Kameradſchaft und Führung. Ent⸗ 
ſcheidend iſt der perſönliche Einſatz. Man ſtirbt nicht auf Anweiſung einer 
Dienſtſtelle, ſondern auf Befehl eines Führers. 
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Das Gefühl der kulturellen Unterlegenheit, das viele Deutſche im Oſten gegenüber den 
Volksgenoſſen im Weſten bedrückt, läßt ſich nicht durch die Verpflanzung großſtädtiſchen 
Weſens „in die Provinz“ überwinden. Das Gefühl der kulturellen Gleid- 
wertigkeit mit dem Weſten erwächſt aus dem Bewußtſein eigener Leiſtung. 

Dasjenige Volkstum wird ſich in einem Lande am beſten behaupten, das die 
größere biologiſche Kraft und die ſtärkere Bindung zum Boden 
beſitzt. Wer im Boden nur Ware ſieht, mit der ſich ein Geſchäft machen läßt, wird im 
Volkstumskampf nicht beſtehen. Die Mobiliſierung des Bodens iſt für die Behauptung 
einer Grenze ſchlimmer als ein verlorener Krieg. 

Es wurde bei der Beſiedlung des Oſtens bisher zu viel mit Geld und zu wenig mit 
Menſchen gerechnet. Es iſt nicht möglich, unter den Siedlern die notwendige biologiſche 
Ausleſe zu treffen, ſolange die Siedlung nach kapitaliſtiſchen Grundſätzen erfolgt. Nicht 
die Maſſe des Geldes, das einer beſitzt, fondern der Wert des Menſchen entſcheidet 
über den Anſpruch auf Boden. 

Wer ſich im Volkstumskampf vom Gegner das Geſetz des Handelns vorſchreiben läßt, 
hat den Kampf ſchon zur Hälfte verloren. Wer immer nur in der Verteidigung bleibt, 
wird nichts gewinnen, aber manches verlieren. Der Oſten braucht Menſchen, die den 
deutſchen Beſitzſtand nicht nur zu behaupten, ſondern durch Schaffung neuer Werte auch 
zu erweitern verſtehen. Der Oſten braucht nicht nur Erhalter, ſondern auch 
Pioniere des Deutſchtums. 

Soziale Mißftände wirken ſich im Grenzgebiet doppelt nachteilig aus. Ins 
dem fie die Geſchloſſenheit des eigenen Volkstums gefährden, bieten fie Angriffsfläche 
für die Arbeit des Gegners. Mehr als anderswo iſt es an der Grenze notwendig, daß 
Gemeinnutz vor Eigennutz geht. 

Was in den Grenzgebieten geſchieht, iſt maßgebend für das Urteil der Nachbarn über 
das Reich und beſtimmend für die Haltung der vor den Grenzen lebenden 
Deutſchen. Mehr als für andere Teile des Reiches gilt für die öſtlichen Grenzgebiete 
das Wort, daß eine gute Innenpolitik die erſte Vorausſetzung einer guten 
Außenpolitik iſt. 


Deutſche Schulnot in Oſtoberſchleſien 


Der polniſche Kampf gegen die deutſche Volksgruppe Oſtoberſchleſiens, in den letzten 
zwei Jahren mit erhöhtem Nachdruck und erſchreckenden Ergebniſſen geführt, wird mit 
unbeirrbarer Folgerichtigkeit in zwei Hauptrichtungen vorgetragen: Schwächung der 
wirtſchaftlichen Grundlagen und kultureller Druck. Aushöhlung 
der Exiſtenzbaſis der befißenden Schicht und Verdrängung der beſitzloſen deutſchen Be⸗ 
völkerung von den angeſtammten Arbeitsplätzen in Montaniduſtrie, Handwerk und 
Handel, alſo Verarmung, Arbeitsloſigkeit und Hunger ſind die äußeren 
Merkmale der einen Kampflinie. Droſſelung der das Volksbewußtſein erhaltenden 
Kräfte durch Zermürbung des Vereinslebens, der Preſſe und vor 
allem des deutſchen Schulweſens bilden die Wegzeichen der anderen 
Angriffsrichtung. 

Die deutſche Not Oſtoberſchleſiens, in dieſen Blättern mit vielen Beiſpielen ſeit Jahren 
belegt, muß bei aller Härte des Widerſtandes unausbleiblich einmal zum Zuſammenbruch 
der Volksgruppe führen, wenn es nicht gelingt, wenigſtens die dem geiſtig⸗ſittlichen 
Abſchnitt drohenden Gefahrenquellen abzuſchnüren. Hier iſt vor allem das Schicksal 
der deutſchen Schule entſcheidend, die neben dem Elternhauſe in einem zwei⸗ 
ſprachigen Gebiete wie Oberſchleſten, wo die Sprache keinen Prüfſtein für die nationale 
Zugehörigkeit darſtellt, das Rückgrat der völkiſchen Selbſtbehauptung 
bildet. Es erſcheint gerade in einer Zeit ſchärfſter polniſcher Propaganda notwendig, 
über den Weg nachzudenken, den die deutſche Schule jenſeits der Grenze ſeit Juni 1922 
zurückgelegt hat. 
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Das Mitte Juni nächſten Jahres ablaufende Genfer Abfommen über Ober: 
ſchleſien enthält in den Artikeln 97 bis 133 Beſtimmungen über das Unterrichts⸗ 
weſen, die den beiden Vertragsteilen die Verpflichtung zur Errichtung ſtaatlich erhaltener, 
alſo fogen. öffentlicher Volksſchulen und höherer Lehranſtalten für die ſprachliche 
Minderheit auf Antrag der Erziehungsberechtigten auferlegen, wie auch die Duldung 
der Errichtung, Leitung und Beaufſichtigung von privaten Schulen und Erziehungs⸗ 
anſtalten aller Art auf Koſten der Minderheit ohne Rückſicht auf die Bedürfnisfrage 
vorſchreiben. 

Leider erwies es ſich ſehr bald, daß der polniſchen Seite jeder ernſtliche Erfüllungswillen 
fehlt. Von Anbeginn an wurden die vereinbarten Grundſätze nach 
Form und Inhalt verletzt. Das gilt in erſter Linie für das Volksſchulweſen, 
in deſſen ungeſtörter Entwicklung polniſcherſeits mit Recht ein beſonders ſchwerwiegendes 
Gegengewicht gegenüber den Bemühungen um die Poloniſierung der breiten deutſchen Maſſe 
erblickt wird. Zunächſt unterließ man die ſelbſtverſtändliche öffentliche Beleh⸗ 
rung der Erziehungsberechtigten über die Durchführung der 
Vertragsbeſtimmungen. Den notgedrungen von den deutſchen Zweckverbänden, 
dem Deutſchen Volksbund und dem Deutſchen Schulverein, geſammelten Anträgen auf 
Einrichtung öffentlicher Minderheitsſchulen ſchenkte man keine Beachtung. Annähernd 
1% Jahre nach der Grenzziehung gab es noch keine einzige deutſche Lehranſtalt. Von 
rund 45 000 Elternanträgen auf deutſche Beſchulung ihrer Kinder erklärte die Schul⸗ 
behörde ohne ſtichhaltige Gründe annähernd die Hälfte für ungültig. Auf Grund der 
als gültig anerkannten Anträge ſollten ab 1. September 1923 102 Minderheitsſchulen 
geſchaffen werden, aber erſt nach ſchwierigſten Verhandlungen mit der Wojewodſchaft 
wurden allmählich 54 Schulen ins Leben gerufen. So verfuhr man ſchon kurze Zeit 
nach bindender Ulnterſchriftsleiſtung. Jedes Jahr brachte weitere Erſchwerniſſe. Mit 
Beginn der Aera Grazynſki ſetzte eine ungeahnte Verſchärfung der Lage ein. Der Druck 
auf die öffentliche deutſche Schule erfolgt in drei Richtungen: 

1. Unterbindung der Neuerrichtung von Schulen, indem zu ver⸗ 
hindern verſucht wird, daß die nach dem Genfer Abkommen erforderliche Anzahl von 
40 Anmeldungen bei Volksſchulen und 300 Anmeldungen bei höheren Lehranſtalten je 
beantragte Schule erreicht wird. 

2. Auflöſung bereits eingerichteter Schulen in Ausnutzung der 
Abkommensvorſchriften, denen zufolge eine Minderheitsſchule der Auflöſung verfallen 
kann, wenn drei Jahre hindurch die Schülerzahl unter 40 Köpfe (Volksſchulen) bzw. 
240 Köpfe (höhere Lehranſtalten) ſinkt. 

3. Abdroſſelung des deutſchen Erziehungseinfluſſes und ſyſtematiſche Hera b⸗ 
drückung der Lehrergebniſſe. 

Es erſcheint angebracht, eine knappe Ueberſicht der gängigſten Mittel zu geben, deren 
man ſich zur Erreichung der geſteckten Ziele bedient. Vor jedem Schuljahr ſetzt ſchlag⸗ 
artig eine groß angelegte Propaganda gegen die deutſche Schule ein. Auf ſtändiſche n⸗ 
verband und Weſtmarkenverein, von den Behörden inſpiriert und von einer 
hemmungsloſen Preſſe nachhaltig unterſtützt, demonſtrieren unter aktiver Teilnahme 
höchſter Wojewodſchaftsbeamter in öffentlichen Kundgebungen gegen den „Verkauf von 
Kinderſeelen“ an die deutſche Seite. Beauftragte werden in die Wohnungen der 
deutſchen oder deutſch-verdächtigen Eltern geſchickt, um fie unter Verſprechung von Arbeit, 
Aufträgen und Krediten oder unter Androhung wirtſchaftlicher Nachteile zum Verzicht 
auf Neuanmeldungen ihrer Kinder in die deutſche Schule bzw. zu Ummeldungen in die 
polniſche Schule zu preſſen. Staatsbeamte aller Grade, in erſter Linie 
Polizei⸗ und Steuerbeamte und Lehrer, alſo Perſonen, denen von amtswegen eine 
gewiſſe Autorität in ihrem Wirkungskreiſe zur Seite ſteht, werden vornehmlich in den. 
ländlichen und Induſtriegemeinden in den Dienſt dieſer Arbeit geſtellt. Die großen In du— 
ſtrieverwaltungen, aus deren Leitung das deutſche Element faſt völlig verdrängt 
werden konnte, obwohl ſie beſitzmäßig überwiegend zur deutſchen Hand gehören, leiſten 
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mertpolifte Hilfeſtellung. In Aushängen auf den Werkshöfen werden die Namen der- 
jenigen Erziehungsberechtigten der Belegſchaft aufgeführt, deren Kinder das ſchulpflichtige 
Alter erreicht haben, unter gleichzeitiger Aufforderung der Eltern, ihre „nationale Pflicht“ 
durch Anmeldung ihrer ſchulpflichtigen Kinder zur polniſchen Schule zu erfüllen. Die 
für die Arbeiterentlaſſung und -annahme, wie auch für die Geſtaltung des Arbeitsertrages 
letztlich entſcheidenden nachgeordneten nationalpolniſchen Induſtrieangeſtellten erläutern 
dieſe Aushänge ſinngemäß und drohen unter Aufwiegelung der polniſchen Arbeits⸗ 
kameraden den deutſchen Familienvätern den Verluſt der Arbeitsſtätte, Verſetzung in eine 
niedrigere Arbeitskategorie, Lohnminderung und ſonſtige, in beliebiger Anzahl mögliche 
Benachteiligung für den Fall der Widerſetzlichkeit an. Die enge Zuſammenarbeit mit 
der Schulbehörde, wie aus der Kenntnis der Namen der Erziehungsberechtigten hin⸗ 
länglich einleuchtet, ermöglicht eine einwandfreie Ueberwachung der ſchließlichen Entſchlüſſe 
der deutſchgeſinnten Arbeitnehmer. 

Reichen trotzdem die Anmeldungen nach den Abkommensvorſchriften zur Errichtung 
einer neuen bezw. zur Beibehaltung einer beſtehenden Minderheitsſchule aus, ſo ſetzt nun⸗ 
mehr die Tätigkeit des ſtaatlichen Verwaltungsapparates ein. Die Schulbehörde 
erklärt nötigenfalls maſſenweiſe die eingegangenen Anmeldun— 
gen für ungültig; die angemeldeten Kinder werden unter Verletzung des vertraglich 
zugeſicherten Beſtimmungsrechts der Eltern über den Schulbeſuch ihrer Kinder der 
polniſchen Schule überwieſen. Eltern, die ſich dann weigern, ihre Kinder in die polniſche 
Schule zu ſchicken und gelegentlich in beträchtlicher Anzahl in einen ſogenannten Schul⸗ 
ſtreik treten, werden in Geld- und Gefängnisſtrafe genommen. Wegen angeblichen 
„Raummangels“ wird die Einrichtung der geforderten Lehranſtalten unterbunden oder 
verſchoben, beſtehenden Schulen werden die zur Verfügung geftellten Räume gekürzt, 
Umquartierungen werden angeordnet uſw. 

Dieſe ſeit jeher angewandten Methoden haben zwar eine organiſche Entwicklung der 
deutſchen öffentlichen Minderheitsſchule unmöglich gemacht, immerhin konnten ſie nicht 
verhindern, daß am 15. Juni 1935 noch 45 öffentliche Volksſchulen, 
2 mittlere und 3 höhere Lehranſtalten (als Abteilungen polniſcher An⸗ 
ſtalten) mit insgeſamt 9054 Kindern (davon 8 366 in Volksſchulen) für die 
deutſche Volksgruppe beſtanden. Man ſetzt daher behördlicherſeits alles daran, um den 
nationalpolitiſchen Wirkungsgrad dieſer Schulen herabzumindern. Deutſche Lehr: 
kräfte, deren Beſchäftigung durch das Genfer Abkommen theoretiſch befriedigend 
geregelt iſt, werden unter nichtigen Vorwänden abberufen und durch nationalpolniſche, 
der deutſchen Sprache größtenteils kaum mächtige und überdies mangelhaft qualifizierte 
Lehrer erſetzt. Gegenwärtig ſind von 175 Lehrkräften an den öffent- 
lichen Minderheitspplksſchulen 101 polniſcher Nationalität; 
unter 43 Schulleitern befindet ſich nur ein Lehrer deutſcher 
Volkszugehörigkeit. Der Unterricht findet bei ungenügender Lehrer: 
zahl in völlig unzureichenden und ungeſunden Räumen ſtatt. In 
Pleß wurden beiſpielsweiſe bis zur Errichtung der deutſchen Privatſchule 70 Kinder in 
einem Klaſſenraum unterrichtet. In vielen Orten zwingen dieſe Verhältniſſe zur Unter⸗ 
richtung in den Vormittags⸗ und in den Nachmittagsſtunden, fo daß Kinder der erſten 
Jahrgänge ſelbſt im Winterhalbjahr bis in die Abendſtunden hinein im Unterricht 
bleiben müſſen. Die unzureichende Zahl von Lehrkräften verurſacht in Erkrankungs⸗ 
fällen den Ausfall vieler Unterrichtsſtunden, wodurch ſich eine ſtarke Ungleichmäßigkeit 
in der Unterrichtung ergibt. Gänzlich unzulängliche Zuteilung an Lehr: 
und Lernmiffeln, Ausſchaltung und Benachteiligung der Min: 
derheitsſchulen bei Verteilung öffentlicher Mittel für Wohl- 
fahrtszwecke kennzeichnen weiterhin die Situation. Dieſe Nachteile treten um ſo 
augenfälliger in Erſcheinung, als gleichzeitig das polniſche Schulweſen Oſtoberſchleſiens 
unter Aufbietung enormer Geldſummen aus den Mitteln der Allgemeinheit bis zur Ueber⸗ 
treibung gepflegt wird, fo daß rieſenhafte Schulpaläſte großenteils ungenutzt daſtehen. 
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Es ift verſtändlich, daß unter ſolchen Umſtänden nur außerordentlich man— 
gelhafte Lehrergebniſſe erzielt werden. In der Tat weiſen die Abſolventen 
der öffentlichen Minderheitsvolksſchulen in der überwiegenden Mehrzahl ein erſchreckendes 
Maß von Unwiſſenheit auf. Ihr Deutſch in Wort und Schrift iſt ſchlecht, von der Landes⸗ 
ſprache gar nicht zu reden. Die Fertigkeit im Rechnen genügt ſelten den einfachſten 
Anſprüchen, das Wiſſen in Geographie und Geſchichte iſt unvorſtellbar gering und zudem 
von der nationalpolniſchen Ideologie ausſchlaggebend beherrſcht. Dieſe jungen Menſchen 
bringen nicht die einfachſten bildungsmäßigen Vorausſetzungen für den Lebenskampf mit und 
ſind für Berufe qualifizierter Art im allgemeinen ſo wenig 
geeignet, daß ihre Verwendung, die bei dem Niedergange des deutſchen Gewerbes 
ohnehin den erdenklichſten Schwierigkeiten begegnet, für die Lehrherren gewöhnlich nur 
eine Belaſtung des Betriebes darſtellt. 

Die Zwieſpältigkeit der Schulerziehung wirkt ſich darüber hinaus aber auch auf die 
Charakterbildung äußerſt ungünſtig aus. Mangel an Ordnungsliebe, Fleiß und 
Diſziplin und vor allem die allenthalben feſtſtellbare ungenügende Sicherheit des völkiſchen 
Bewußtſeins gefährden dieſen Teil der deutſchen Jugend auf das ernſteſte. Weder das 
Elternhaus noch der deutſche Verein ſind, auf längere Sicht geſehen, in der Lage, hier 
ausgleichend einzuwirken. Deutſche Fortbildungsſchulenſind nicht vor- 
handen. Den Schulentlaſſenen droht damit nicht nur die Gefahr der Abwürgung ihrer 
materiellen Zukunft, ſondern darüber hinaus die ſtarke Wahrſcheinlichkeit, in jene völkiſch⸗ 
labile Zwiſchenſchicht einzumünden, die weder deutſch noch polniſch, ohne innere Haltung 
und nur auf die gelegentliche Erlangung irgendwelcher Vorteile bedacht, zwiſchen den 
Nationen ſchwankt. 

Von der berufenen Intereſſenvertretung der deutſchen Volksgruppe iſt früh erkannt 
worden, daß die öffentliche Minderheitsſchule vom völkiſchen 
Standpunkt aus geſehen wertlos iſt. Man war daher ſehr bald bemüht, 
Privat ſchulen zu errichten, deren Leitung in deutſcher Hand liegt und daher den 
deutſchen Erziehungseinfluß weiteſtgehend ſichern kann. Leider ſtellten ſich zunächſt der 
Mittelbeſchaffung für die Durchführung dieſes koſtſpieligen Vorhabens ſehr 
erhebliche Schwierigkeiten in den Weg. Als es ſchließlich gelungen war, die erforderlichen 
Geldbeträge zu beſchaffen und mit einem planmäßigen Ausbau des Privatſchulweſens 
etwa um 1930 begonnen werden konnte, ſetzte ſich die Wojewodſchaft mit allen ihr zur 
Verfügung ſtehenden Machtmitteln dieſer Abſicht entgegen. Hierzu bediente ſie ſich (und 
tut das noch heute) vornehmlich einer beiſpiellos willkürlichen Aus- 
legung und Anwendung der beſtehenden allgemeinen Schulbau— 
vorſchriften. Sorgfältig ausgeſuchte Bauplätze werden als „ungeeignet“ erklärt, 
weil fie angeblich zu klein, wegen des umgehenden Bergbaues für eine Bebauung unver—⸗ 
wendbar (Einſturzgefahr infolge der Möglichkeit einer Verlagerung des Baugrundes!), 
wegen der Nähe einer bäuerlichen Wirtſchaft (Dunggrube: Geuchengefahr!) oder einer 
Induſtrieanlage (Rauchentwicklung!) unhygieniſch oder infolge der Nachbarſchaft eines 
Gaſtſtättenbetriebes für die Schulkinder ſittlichkeitsgefährdend ſeien, ohne daß bei ſachlicher 
Beurteilung der eine oder andere behauptete Mangel wirklich vorliegt und bei der Neu— 
errichtung polniſcher Schulbauten je auf derartige Umſtände geachtet wird. Kein Vor⸗ 
wand, und ſei er noch ſo ſehr an den Haaren herbeigezogen, ja lächerlich, bleibt ungenutzt. 
Gelingt es ſchließlich, die Eignungserklärung für einen Bauplatz nach einer Vielzahl 
von Verhandlungen und Beſchwerden durchzudrücken, ſo ſetzen neue vergrößerte 
Schwierigkeiten bei der Erlangung der Bauer laubnis ein. Nach 
allen Errungenſchaften neuzeitlicher Schulbautechnik ausgearbeitete Pläne werden als 
unzureichend erklärt, für die kleinſten Dorfſchulen koſtſpielige und 
überflüffige Nebenräume gefordert, auf Verlangen erfolgte Projekt: 
abänderungen Monate hindurch unbearbeitet gelaſſen. Nach erneuter Verzögerung 
der bau polizeilichen Abnahme des endlich fertiggeſtellten Neubaues wird auf 
Grund raſch konſtruierter haltloſer Einwände ſchließlich die Inbetriebnahme mancher 
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Privat ſchulbauten „im Intereſſe der Sicherheit von Geſundheit und Leben der Schul: 
kinder“ unterſagt, eingeſchränkt oder mindeſtens zeitlich hinausgeſchoben, obwohl die ent⸗ 
ſprechenden Verhältniſſe in der öffentlichen Minderheitsſchule des gleichen Ortes 
jeder Beſchreibung ſpotten. 

Beſchwerden der deutſchen Organiſationen bei der „Gemiſchten Kom— 
miſſion“ gehen in einem endloſen prozeſſualen Verfahren hin und her. Schließlich 
erfolgende Entſcheidungen der genannten, ohne Exekutivbefugnis arbeitende 
Schiedsſtelle zu Gunſten der deutſchen Beſchwerdeführer werden großenteils 
ignoriert. Im günſtigſten Falle dauert es vomerſten Bauantrag bis zur 
Inbetriebnahme 2% Jahre, gewöhnlich A und 5 Jahre und dar- 
über, ſofernes überhaupt zu einer Bauausführung kommt. Da 
bei iſt es, wie ſchon eingangs erwähnt, für die Zielſtrebigkeit der Wojewodſchafts⸗ 
behörden bezeichnend, daß ihre Hauptgegnerſchaft der privaten Volks ſchule und dem 
deutſchen Kindergarten gilt. Der nationalpolitiſch weniger bedeutſamen, weil nicht der 
breiten Maſſe der deutſchen Volksgruppe dienenden Entwicklung des höheren Schul⸗ 
weſens (im Juni 1935 beſtanden 6 höhere deutſche Lehranſtalten mit zuſammen 
987 Schülern) legt man vergleichsweiſe geringere Schwierigkeiten in den Weg. 

Mit ſolchen Methoden, die durch eine Uleberfülle geradezu unglaubwürdiger Einzel⸗ 
beiſpiele jederzeit zu belegen ſind, gelang es der polniſchen Seite, die Ausführung des 
Volksſchulbauprogramms des Deutſchen Schulvereins derart abzuriegeln, daß ka um 
20% der Bauborhaben zur Durchführung gelangen konnten und 
Städte mit einer ſo ſtarken deutſchen Volksgruppe wie Kattowitz, Königshütte, 
Rybnik, Tarnowitz u. a. heute keine private deutſche Volksſchule 
haben. Die bis Juni 1935 eingerichteten, zum Teil in Mietsräumen untergebrachten 
19 privaten Volksſchulen mit zuſammen 2467 Kindern (alſo rund 
28 % der Frequenz der öffentlichen Volksſchulen) find aus den geſchilderten Gründen für 
den tatſächlichen Bedarf unzureichend. Ausſichten für die Schaffung neuer Schulen 
ſind kaum vorhanden, allein ſchon wegen der aus dem fortſchreitenden wirtſchaftlichen 
Niedergange herrührenden, immer geringer werdenden finanziellen Leiſtungsfähigkeit des 
Deutſchtums. 

Daß ſich der Schulbetrieb als ſolcher einer äußerſt ſcharfen behördlichen 
Beaufſichtigung „erfreut“ nimmt nach dem bisher Ausgeführten nicht wunder. 
Drei hauptamtliche Viſitatoren, ausſchließlich für die Beauf— 
ſichtigung der Minderheitsſchulen in der ſchleſiſchen Wojewod— 
ſchaft beſtimmt, die zuſtändigen Kreisſchulinſpektoren und außerdem für 
jede Schule der Leiter einer polniſchen Schule des gleichen Ortes, 
alle mit dem Recht, jederzeit unangemeldet dem deutſchen Unterricht, den Lehrerkonferenzen 
und jeglichen Veranſtaltungeif beizuwohnen, die Büchereien, Chroniken, Liſten, aber auch 
die Schülerarbeiten, insbeſondere die deutſchen Aufſätze einzuſehen, haben Lehrer und 
Schüler und den „Geiſt“ der deutſchen Schularbeit zu überwachen. Es bedarf keiner 
großen Einbildungskraft, um ſich ein Bild von dem hingebungsvollen Pflichteifer zu 
machen, mit dem dieſe Herren ihre Sykophantenaufgaben erfüllen. Maßregelungen von 
Lehrkräften und Schülern aus geringfügigſten Urſachen ſind an der Tagesordnung und 
ſprechen für den Eifer der Kontrollorgane. Daß im übrigen die vom polniſchen Stand⸗ 
punkt aus gefährlichere private Minderheitsſchule in der gleichen Weiſe wie die 
öffentliche Minderheitsſchule bekämpft wird, braucht keiner beſonderen Hervorhebung. 

Ernſter noch als die ſich hiernach für den Beſtand und den Erziehungserfolg des 
geſamten deutſchen Schulweſens ergebende Bedrohung iſt aber ein weiteres, bisher noch 
nicht behandeltes Gefahrenmoment: Die ſchulentlaſſene deutſche Jugend, 
einſchließlich der Hochſchulabſolventen, hat unbeſchadet des Grades ihres 
Könnens und ihrer ſonſtigen Eignung ſo gut wie keine Ausſicht 
auf Eingliederung in den Arbeitsprozeß. Jedenfalls ſchaltet der Arbeitg- 
markt ſie inſoweit aus, als er von der polniſchen Hand entſcheidend beeinflußt wird. 
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Die deutſche Jugend kommt weder für eine Beſchäftigung in ſtaatlichen und 
kommunalen Betrieben in Frage, noch gelingt es, fie innerhalb der Montan— 
induftrie, als dem für Oberſchleſien ausſchlaggebenden Arbeitsreſervoir, in irgendwie 
nennenswertem Ulmfange unterzubringen, da die faſt durchweg von polniſchen Chauvi— 
niſten, als den Vertrauenleuten des Weſtmarkenvereins und des Aufſtändiſchenverbandes, 
geleiteten Arbeiterannahmeſtellen und Perſonalbüros Geſuchſtellern mit deutſchen Schul: 
zeugniſſen grundſätzlich die Tür weiſen. Die Aufnahmefähigkeit des deut⸗ 
ſchen gewerblichen Mittelſtandes nimmt in dem gleichen Maße ab, wie die 
wirtſchaftliche Grundlage dieſes Standes ſchrumpft. In den ſogenannten freien 
Berufen — Anwälten, Aerzten, Apothekern, beratenden Ingenieuren uſw. — iſt 
der deutſchen Volksgruppe die Exiſtenzbaſis längſt entzogen. Der deutſche Groß- 
grundbeſitz iſt mit Arbeitskräften überſetzt, materiell ſtark geſchwächt und überdies 
in ſeinem Beſtande durch den bevorſtehenden Ablauf des Genfer Abkommens gefährdet. 
So ergibt ſich die erſchütternde Tatſache, daß der Abgang von der deutſchen Schule, im 
großen und ganzen geſehen, den erſten ſicheren Schritt in die dauernde Arbeitsloſigkeit 
und damit in eine hoffnungsloſe graue Zukunft für alljährlich mehr als 1 000 junge 
deutſche Menſchen bedeutet. Welche vernichtenden Folgen eine ſolche Entwicklung, wenn 
ſie ſich etwa zu einer Dauererſcheinung geſtalten ſollte, für die deutſche Volksgruppe 
nach ſich ziehen müßte, ſoll im Rahmen dieſer Darſtellung nicht ausgeführt werden. Wer 
ſich in der Völkergeſchichte auskennt, weiß ohnehin, daß jedes ins Bettlertum abgeſunkene 
Volk früher oder ſpäter der Aufſaugung anheimfällt oder aber ein Element voll 
revolutionärer Sprengkraft wird. 

Der polniſche Vernichtungswillen hat heute alle Trümpfe in der Hand und weiß ſie zu 
nutzen. Der oſtoberſchleſiſche Deutſche beſitzt als Waffe nur den Glauben an ſein Recht 
und ſein Volk. Mit zäher Verbiſſenheit und in der Hoffnung auf ein beſſeres Morgen 
krallt er ſich feſt, wo er noch einigen Halt findet. In langer Not gehärtet, kann er 
vielleicht noch einige Zeit das leibliche Elend tragen. Er wird aber zuſammenbrechen, 
wenn er den Glauben an die Deutſcherhaltung der Seele ſeiner Kinder und Kindes⸗ 
kinder und damit den Glauben an den Wert ſeiner Opfer verliert. 

Darum muß der deutſchen Volksgruppe Dftoberfchlefiens die deutſche Schule mit 
geſichertem deutſchen Erziehungseinfluß erhalten und gegeben werden. H. M. 


Polens Londoner Parolen 


Polen war bei den Beratungen der Locarno- und Ratsmächte in London durch Oberſt 
Beck, ſeinen Außenminſter, vertreten. Die Auffaſſungen, die dieſer dort vertrat, waren 
fhbeorefifch ziemlich klar. Sie entſprangen aus der tief eingewurzelten Antipathie 
gegen den Pakt von Locarno, aus der man in Polen niemals ein Hehl gemacht hatte. 
Locarno wurde in Polen immer als eine bewußte Mißachtung 
der polniſchen Intereſſen empfunden. Polen hatte damals verlangt, daß 
für ſeine Weſtgrenze die gleichen Garantien wie für die franzöſiſche Oſtgrenze geſchaffen 
werden müßten. Die Weſtmächte lehnten es ab, dieſer polniſchen Forderung Rechnung zu 
tragen. Locarno war für Polen die erſte große Enttäuſchung, die ihm der franzöſiſche 
Bundesgenoſſe bereitete. Frankreich geriet durch den Abſchluß dieſes Paktes bei den Polen 
zum erſten Mal in den Verdacht, zur Hintanſetzung ſeines polniſchen Anhanges zu neigen, 
wenn es dafür nützlichere Verbindungen mit anderen Staaten anknüpfen oder gar 
eine Verſtändigung mit Deutſchland herſtellen konnte. Daß die franzöſiſche Außenpolitik 
durch dieſen Pakt den Hauptdruck der deutſchen Auflehnung gegen Verſailles auf das um 
die Stabilität ſeiner Grenzen fürchtende Polen abzulenken verſucht habe, war in Polen 
eine allenthalben verbreitete Anſicht, übrigens eine Anſicht, die durch gewiſſe Sympathien 
beſtätigt zu werden ſchien, die ein Teil der franzöſiſchen Oeffentlichkeit für die deutſchen 
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Reviſionsbeſtrebungen im Oſten zur Schau trug. Es gab recht maßgebende Kreiſe in 
Polen, die in Locarno nicht weniger als eine Art antipolniſcher Verſchwörung der jüdiſchen 
Freimaurerei zu erkennen meinten. 

Polen hat dieſen, ihm unſymphatiſchen „Geiſt von Locarno“ auch ſpäter noch mehr— 
fach zu fühlen bekommen: einmal als Tardieu feinen Donauplan ohne Berückſichti⸗ 
gung der wirklichen oder vermeintlichen Belange der polniſchen Außenpolitik durchzuführen 
verſuchte; dann als Muſſolini mit dem römiſchen Viererpakt den Verſuch unternahm, 
den europäiſchen Frieden durch eine erflufive Zuſammenarbeit der Großmächte zu ſtabili⸗ 
ſieren; weiter als ſich die weſtlichen Großmächte in Streſa um die Errichtung einer 
diktatoriſchen politiſchen Führung in Europa bemühten; und vor allem ſchließlich, als Frank⸗ 
reich ſeine wankende Hegemonie durch den Pakt mit dem Bolſchewismus neu 
zu unterbauen begann. All dieſe Unternehmungen vom Locarno- bis zum Sowjetpakt 
haben in den Augen der Polen das eine gemeinſam, daß mit ihnen bald dieſe, bald jene 
Gruppe von Großmächten verſucht hat, politiſche Entſcheidungen zu treffen, die nicht nur 
ſie ſelber, ſondern auch andere, vor allem die kleineren Staaten betreffen, ohne daß dabei 
dieſen Staaten ein gebührendes Mitbeſtimmungsrecht eingeräumt würde. 

Mit einer ſolchen Politik der großen Mächte will Polen ſich nicht einverſtanden 
erklären. Oberſt Beck hat dieſe grundſätzliche Haltung der polniſchen Außenpolitik in 
London auf folgende Formel gebracht: „Die Intereſſen keines Landes 
können das Objekt internationaler Verhandlungen ohne Teil: 
nahme und ohne Einwilligung des intereſſierten Staates fein“. 
Was Oberſt Beck mit dieſer Formel gefordert hat, iſt die Gleich berechtigung der 
kleineren Staaten. Polen fühlt ſich — unbeſchadet ſeines ſonſt erhobenen An⸗ 
ſpruchs, als Großmacht zu gelten — in dieſem Falle als einer dieſer kleineren Staaten. 
Das iſt keine falſche Beſcheidenheit. Beſcheiden iſt Polen auch in der Zeit, in der es noch 
an Mariannes Schürzenband hing, niemals geweſen. Sondern in dieſer freiwilligen 
Mindereinſtufung liegt eine geſchickte Berechnung. Polen hat es darauf abgeſehen, ſich 

in dieſer ihm geeignet erſcheinenden Frage zum Sachwalter und Wortführer der 
kleineren Staaten zu machen. Es ſieht darin feine Chance. Durch die Vor: 
ſtellung eines „Sanitätsgürtels“ der kleineren Staaten, der dazu dienen ſoll, einen 
kriegeriſchen Zuſammenprall der Großmächte zu verhindern, läßt ſich dieſem polniſchen 
Führungsanſpruch vielleicht ſogar eine gewiſſe „moraliſche Weihe“ verleihen. 

Wie die praktiſche Verfechtung des polniſchen Gleichberechtigungsanſpruches im 
Laufe der kommenden weiteren Verhandlungen ausſehen wird, läßt ſich bisher noch nicht 
ſagen. So viel aber ſcheint ſicher zu ſein, daß Polen eine Erſchwerung der deutſchen 
außenpolitiſchen Lage zu ſeinem Vorteil ausnutzen wird. Die Beobachtung, daß Polen 
ohne Trauer das Ende des Locarnopaktes zur Kenntnis genommen hat, darf nicht zu der 
Annahme verleiten, daß es ſich bei der Behandlung der Folgerungen, die ſich daraus 
ergeben, bereits auf einer Linie mit Deutſchland bewegt. Polen iſt nicht gegen 
ein geſchloſſenes Auftreten der an Deutſchland grenzenden 
Staaten, es iſt nur gegen eine neue Sonderaktion der Weſtmächte, an der Polen und 
die von ihm „geführten“ kleineren Staaten wieder nicht beteiligt ſein ſollen. Das heißt: 
Wenn eine ſolche Aktion in Gang gebracht wird, dann will auch Polen dabei ſein, dann 
will es mit gleichem Nutzen daran teilhaben dürfen. So iſt auch die Freude der polniſchen 
Regierungspreſſe über die letzte Parlamentsrede Edens verſtändlich, die Andeutungen 
darüber enthielt, daß bei den kommenden Verhandlungen für O ſt europa eine Regelung 
gefunden werden müffe, die der für We ſt europa gleichwertig ift. 

Polen hat durch ſeinen Außenminiſter Oberſt Beck in die Londoner Debatte die 
Parole von der „Unteilbarkeit des Friedens“ geworfen. Es hat die Weſt⸗ 
mächte davor gewarnt, „wieder den Frieden zu parzellieren und einen Teil Europas mit 
Vorrechten zum Schaden des anderen Teils zu beſchenken“. Es iſt nicht zu überſehen, 
daß in der Verbindung der beiden Parolen „Gleichberechtigung der kleineren Mächte“ 
und „Unteilbarfeit des Friedens“ die Möglichkeit einer gewiſſen Wiederangleichung der 
polniſchen an die franzöſiſche Außenpolitik liegt. Es läßt ſich nicht leugnen, daß die 
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zweite dieſer Parolen zu der bisherigen Linie der polniſchen Außenpolitik, die durch die 
Pakte mit Deutſchland und der Sowjetunion gekennzeichnet iſt, in einem gewiſſen Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Durch dieſe Pakte wurde der Frieden tatſächlich „geteilt“; aber gerade 
durch dieſe „Teilung“ wurde der Frieden in einem Teile Europas geſichert. Uebrigens 
hat ſich Oberſt Beck ſchon in ſeiner letzten Parlamentsrede zu der Anſicht bekannt, daß 
Kollektippakte nicht unter allen Umſtänden als ungeeignet abgelehnt zu werden 
bräuchten. 

Polen iſt an der Durchführung von Sanktionen gegen Deutſchland, an 
denen es als Völkerbundsmitglied teilnehmen müßte, nicht intereſſiert. Nachdem es im 
Falle der gegen Italien gerichteten Sanktionen bereits einmal feine Donaupolifit und 
3 v. H. feines Außenhandels riskierte, verſpürt es jetzt wenig Luft, 15 v. H. feines Außen⸗ 
handels und ſeine ganze Außenpolitik durch die Entſcheidung dritter Mächte aufs Spiel 
ſetzen zu laſſen. Aber es wäre ihm vielleicht doch nicht unangenehm, wenn Deutſchland 
für einige Zeit von den Weſtmächten unter Druck geſetzt würde. Dadurch, ſo ſcheint es 
zu hoffen, würde Polen vielleicht in die Lage verſetzt werden, die Rolle eines nütz⸗ 
lichen Vermittlers zu ſpielen (wie es das, in freilich etwas unklarer Form, 
bereits bei den Verhandlungen in London getan hat) und die ſich aus einer ſolchen Rolle 
u. II. ergebenden Vorteile zu ernten. Man ſcheint in Polen zu einer Uleberſchätzung 
dieſer Rolle zu neigen. Dr. K. 


„Eine zu hohe pſychiſche Empfindlichkeit“ 


Es gibt zwei Arten von Nationaliſten. Die einen, die mit der grenzenloſen 
Liebe und Treue zum eigenen Volkstum die Achtung vor den nationalen Rechten der anderen 
Völker verbinden. Und die anderen, die die anderen Völker mehr haſſen, als fie ihr 
eigenes lieben. Für die einen bedeutet das Zuſammenleben mit einem fremden Volkstum 
einen Anſporn zu höherer Leiſtung. Bei den anderen hat ein ſolches Zuſammenleben eine 
krankhafte Störung des ſeeliſchen Gleichgewichtes zur Folge. 

Der Nationalismus in Polen iſt, (wenn man ihn nach der Tätigkeit 
etwa des Weſtververbandes oder des Aufſtändiſchenverbandes oder nach dem Ton etwa 
des „Polska Zachodnia“ oder des „Kurjer Poznanski“ und zahlreicher anderer Blätter 
beurteilt), eine nervöſe Erſcheinung. Er zeichnet ſich — um mit der 
„Gazeta Polska“ zu ſprechen — durch „eine immer noch zu hohe pſychiſche 
Empfindlichkeit“ aus. Eine feiner beliebteſten Vokabeln iſt das Wort „Provo— 
kation“. Es iſt erſtaunlich, was alles von den Vertretern des polniſchen Nationalis⸗ 
mus, vor allem in Oſtoberſchleſten, als „Provokation“ aufgefaßt wird. Es genügt, daß 
ſich eine Gruppe von Deutſchen in einer Gaſtſtätte deutſch unterhält, oder daß deutſche 
Jungen ſich in einem Heim zu einem Singabend verſammeln oder während der Ferien 
in Fahrtenkluft und mit Klampfe auf Wanderfahrt gehen, um dieſe Leute von einer 
„Provokation des polniſchen Nationalgefühls“ ſprechen zu laſſen. Sie fühlen ſich 
„provoziert“, wenn die Mitglieder deutſcher Verbände ihre Abzeichen am Rockaufſchlag 
tragen oder wenn ſich am Heldengedenktag in Kattowitz die Deutſchen zu einer ſtillen 
Feier an den Gräbern ihrer Gefallenen treffen. Sie ſprechen von „Provokation“, wenn 
ein Deutſcher, der ganz gewiß lieber arbeiten würde, auf der Straße in deutſcher Sprache 
für feine hungernden Kinder um ein Almoſen bittet, oder wenn ein anderer an den Feier⸗ 
tagen der deutſchen Nation ſeine Freunde einläd, mit ihm zuſammen am Rundfunk die 
Reden des Führers zu hören. . 

Es iſt unter dieſen Leuten in Oſtoberſchleſien eine förmliche Sucht ausgebrochen, nach 
Dingen zu ſuchen, durch die ſie ſich „provoziert“ fühlen können. Sie lieben es, in 
einem Zuſtand ſtändiger Gereiztheit zu leben, und ſie ſcheinen dieſen 
Zuſtand für ein Kennzeichen nationaler Geſinnung zu halten. Bei den meiſten iſt das ein 
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ſeeliſcher Defekt, bei einigen aber ein Mittel, Geld zu verdienen oder 
Karriere zumachen. Es handelt ſich bei den Ereignifjen, die da als „Provokation“ 
hingeſtellt werden, in der Regel um Dinge, die im Leben einer Volksgruppe ſelbſtverſtänd⸗ 
lich und notwendig ſind, um den Gebrauch der deutſchen Sprache, um die Exiſtenz einer 
deutſchen Schule u. ä. m. Wer fi) durch ſolch e Dinge in feinem nationalen Empfinden 
verletzt fühlt, der leugnet letzten Endes die Daſeinsberechtigung 
einer deutſchen Volksgruppe ſchlechthin, für den wird ſchließlich jeder 
Deutſche, dem er begegnet, zu einer Fleiſch gewordenen „Provokation“, deren Anblick ihn 
hyſteriſch aufkreiſchen läßt. Und er kann nicht verlangen, daß man in ſeinem ewigen 
Gerede über die deutſchen „Provokationen“ etwas anderes als den Ausdruck einer Frank: 
haften Gemütsverfaſſung erblickt. Bedeutung hat dieſes Gerede nur dadurch, daß die 
Gereiztheit, die es mit der Zeit auch bei den ſonſt ganz normal veranlagten Menſchen 
hervorrufen muß, ſich immer wieder in gewalttätigen Aktionen gegen Das Deutſchtum 
entlädt. 

Es gibt noch ein anderes Wort, das ſich in Polen in bezug auf die Bene Volks⸗ 
gruppe einer ähnlichen Beliebtheit erfreut: „oyalität“. Es iſt das ein Wort, deſſen 
begrifflicher Inhalt bisher noch von keinem der Leute, die es täglich gebrauchen, geklärt 
worden iſt. Es gibt eigentlich nichts, was von dieſer oder jener polniſchen Stelle nicht 
ſchon einmal als „illoyal“ hingeſtellt worden iſt. Es iſt „illoyal“, wenn ein Betrieb 
deutſche Arbeiter hält, ſolange noch ein Mitglied des Aufſtändiſchenverbandes beſchäfti⸗ 
gungslos iſt. Es iſt „illoyal“, wenn ein deutſcher Verband ſeinen notleidenden Mit⸗ 
gliedern irgendwelche Unterſtützungen gibt, oder wenn ein Deutſcher, der in einem 
polniſchen Betriebe beſchäftigt iſt, es zuläßt, daß ſeine Kinder eine deutſche Schule 
beſuchen. Es genügt, daß ein Deutſcher ſeine innere Anteilnahme an dem Aufſtieg des 
Dritten Reiches bekundet, um ihn einer „illoyalen“ Geſinnung zu zeihen. Ein Deut⸗ 
ſcher iſt, wie es ſcheint, in den Augen der Polen immer „illoyal“. 
Wenn man die Zuſammenhänge, in denen dieſes Wort von der polniſchen Preſſe mit— 
unter gebracht wird, beachtet, dann muß man zu der Anſicht gelangen, daß es eigentlich 
weniger darauf ankommt, wie ſich ein Deutſcher verhält, als vielmehr darauf, daß er 
ſich überhaupt als Deutſcher benimmt. Das heißt: Letzten Endes gilt ein Deutſcher in 
den Augen der Polen erſt von dem Augenblick an als „loyal“, in dem er ſich zur Preis⸗ 
gabe ſeines Volkstums entſchließt, alſo erſt dann, wenn er — um einen beliebten 
Ausdruck der polniſchen Publiziſtik zu gebrauchen — „dem Glanze der polniſchen Kultur 
erliegt“. Es iſt unter dieſen Umſtänden begreiflich, daß keine noch ſo feierliche Bekundung 
des Willens zur ſachlichen Mitarbeit an den Aufgaben der Wirtſchaft und des Staates 
und kein noch ſo zwingender Nachweis der gewiſſenhaften Erfüllung der ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten die Deutſchen in Polen von dem gegen fie erhobenen Vorwurf der „Illoyalität“ 
zu befreien vermag. Indem die polniſche Preſſe dieſes Wort auch dann gebraucht, wenn 
es ſich um Maßnahmen handelt, die auf nichts anderes als auf die Erhaltung und Pflege 
des Volkstums abzielen, ſpricht ſie der deutſchen Volksgruppe in Polen grundſätzlich ihre 
Exiſtenzberechtigung ab. Sie bekundet damit einen Mangel an ſtaatlicher 
Reife, der ſich auch in der Außenpolitik immer wieder als ein pfychologiſcher 
Störungsfaktor erweiſt. Dr. K. 


Im Zeichen des Preſſeabkommens 


Die Unbekümmertheit, mit der man ſich in Polen über die Tatſache, daß es ein 
deutſch-polniſches Preſſeabkommen gibt, hinwegſetzt, iſt erſtaunlich. Daß 
es ſich bei den Blättern, die ſich in der Bekundung ihrer deutſchfeindlichen Geſinnung 
keine Beſchränkung auferlegen, zumeiſt, aber durchaus nicht immer, um Organe handelt, 
die im Dienſte oppoſitioneller Parteigruppen ſtehen, kann dabei nicht als Ent⸗ 
ſchuldigung dienen. Wenn eine Regierung ein Abkommen trifft, dann können von deſſen 
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verpflichtender Wirkung nicht diejenigen Kreiſe ausgeſchloſſen bleiben, die aus irgend- 
welchen Gründen dieſer Regierung nicht wohl geſinnt ſind. Und wenn weiter eine 
Regierung in einem Abkommen eine beſtimmte Verpflichtung eingeht, dann kann ſie ſich 
nicht nachher auf den Standpunkt zurückziehen, daß ſie „keine geſetzliche Hand— 
habe hat“, gegen die Kreiſe vorzugehen, die ſich weigern, ſich an die von ihr über: 
nommene Verpflichtung zu halten. Zugegeben: die Kattowitzer „Polonia“ iſt wegen 
übler Beſchimpfung des Führers in den letzten zwei Jahren zwei- oder drei- oder auch 
viermal zur Rechenſchaft gezogen worden. Es iſt aber auch Tatſache, daß dieſes Blatt 
ſich durch die, ohne beſonderen Eifer gegen ſie durchgeführten Verfahren in keiner Weiſe 
von einer Fortſetzung ihrer täglichen Hetzereien gegen Deutſchland hat abhalten laſſen. 
Entweder hat die Schriftleitung der „Polonia“ (für eine ganze Reihe anderer Blätter 
gilt dasſelbe) vor den Anweiſungen der polniſchen Regierung keinen Reſpekt oder aber 
ſolche Anweiſungen ſind überhaupt nicht erfolgt. Es iſt jedenfalls ein unhaltbarer Zuſtand, 
daß noch zwei Jahre nach dem Abſchluß des deutſch-polniſchen Preſſeabkommens einem 
großen Teil der Preſſe in Polen die Freiheit gelaſſen wird, ſich an die Exiſtenz dieſes 
Abkommens nur dann zu erinnern, wenn ſie Grund zu haben glaubt, ſich über irgend⸗ 
einen Verſtoß eines deutſchen Blattes aufregen zu müſſen. Man wende nicht ein, daß 
eine „Gleichſchaltung“ der Preſſe, wie ſie in Deutſchland erfolgt iſt, dem polniſchen 
„Freiheits begriff“ widerſpreche. Der ehemalige Preſſechef der polniſchen Bot: 
ſchaft in Berlin, Dr. Kirkien, hat dieſe Auffaſſung einmal in einem Vortrag im 
Deutſch⸗polniſchen Inſtitut an der Berliner Leſſing⸗Hochſchule zu vertreten verſucht. Leider 
ſcheint es dort nicht üblich zu ſein, daß im Anſchluß an dieſe Vorträge eine Ausſprache 
ſtattfindet. Es hätte in dieſem Falle den oder jenen deutſchen Zuhörer gewiß intereſſiert, 
zu erfahren, ob Dr. Kirkien, als er die Verhandlungen über das Abkommen führte, ſeinem 
deutſchen Partner rechtzeitig mitgeteilt hat, daß feiner Meinung nach die „gleich⸗ 
geſchaltete“ Preſſe in Deutſchland ſelbſtverſtändlich reſtlos zur Einhaltung des Ab⸗ 
kommens verpflichtet ſei, daß aber auf der anderen Seite die beſagte „polniſche Freiheit“ 
es unmöglich mache, die Journaliſten in Polen, denen die Hetze gegen Deutſchland eine 
ebenſo einträgliche wie beliebte Beſchäftigung iſt, zur Ordnung zu rufen. 
* * 
* 

Da eben von der „Polonia“ die Rede war, fei gleich ein Erzeugnis aus diefer journa⸗ 
journaliftifchen Giftküche ſerviert. Am 19. März ließ ſich dieſes Blatt unter der Uleber⸗ 
ſchrift „Die deutſche Treue im Dritten Reich“ wie folgt vernehmen: „Das Dritte 
Reich hält niemandem die Treue, weder ſeinen eigenen Leuten, noch den 
Fremden! Es achtet keine Verpflichtungen und keine Eide. Die 
Politik ift für es ein falſches Spiel! Alle Verhandlungen mit ihm find zwecklos. 
Denn es glaubt nur an den Terror und die Gewalt. Nicht das Recht und die 
Gerechtigkeit, ſondern die Kraft der Fauſt und der Betrug find für es die 
Kräfte, die das Leben der Völker regeln. Dem Dritten Reich glauben nur gewiſſe 
Faktoren in Polen, trotz der Jahrhunderte alten Erfahrungen, die Polen mit der deutſchen 
Treue gemacht hat.“ — In dieſem Zuſammenhang ſei auf einen merkwürdigen Umſtand 
verwieſen. Die „Polonia“ ift das Organ der Chriſtlich-Demokratiſchen 
Partei. Der geiſtige Vater dieſer Partei und auch ihr noch heute anerkannter Führer 
iſt Albert Korfanty. Korfanty lebt in Tſchechiſch⸗Teſchen im Exil. Sein Blatt 
aber, das ſeine Gedanken verficht, erſcheint ungeſtört weiter. Vielleicht hat Grazynſki 
es nur deshalb nicht liquidiert, weil er in ſeinem Reiche dieſes oppoſitionelle Blatt als 
Bundesgenoſſen im Kampf gegen Deutſchland und die Deutſchen nicht zu entbehren 
wünſcht. Vielleicht aber auch mit Rückſicht auf die „polniſche Freiheit“. 

* * 

Im Verlag des Polniſchen Weſtverbandes find vor einer Reihe von 
Monaten drei Broſchüren von einem gewiſſen Jan Kandora erſchienen. Es wäre 
verfehlt, wenn man ſagen wollte, daß dieſe Broſchüren der geſchmackloſen Hetze dieſes 
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ſtaatlich [ubventionierfen Verbandes zur Ausrottung und zur 
Beſchimpfung des Deutſchtums „die Krone aufſetzen“. Die Broſchüren find 
keine Spitzenleiſtung, ſondern durchaus ty pifch für die Arbeit dieſes Verbandes. Sie 
beſchäftigen ſich mit den Schulverhältniſſen in Oberſchleſien unter folgenden Titeln: 
„Meine Erinnerungen an die preußiſche Schule“, „Unſere Schule“ und 
„Brandmarkung des Handels mit Kinderſeelen“. Zur Kennzeichnung dieſer Pamphlete 
ſeinen einige Stellen aus dem Inhalt der erſtgenannten Broſchüre wiedergegeben. 


Einleitend ſpricht der Verfaſſer von den ihm offenſichtlich unſympathiſchen Leuten, die 
die preußiſche Vorkriegsſchule in guter Erinnerung haben, die ſagen, daß ſie dieſe Schule 
gern beſucht hätten, und erklären, „daß man in dieſer Schule mehr lernen mußte und 
auch wirklich mehr lernte als heute in der polniſchen Schule“. Dieſen Leuten möchte der 
Verfaſſer ihre freundliche Erinnerung an die preußiſche Schule verderben, und ſo fängt 
er an zu erzählen: In der Gegend, aus der er ſtamme, habe es eine Schule gegeben, in 
der „für alles und jedes geſchlagen wurde, . .. fo daß in unſerer Kinderzeit 
die Kinder häufig aus der Schule fortliefen oder die Schule als notwendiges Uebel 
ertrugen“. In ſchrecklichſter Erinnerung ſeien ihm die Erdkunde⸗ und Turnſtunden an 
dieſer Schule geblieben, „die jeden Schüler der Klaſſe mit hyſteriſcher Angſt 
erfüllten“. Wer in der Erdkundeſtunde beim Herſagen der Lektion ſtotterte oder ſtockte, 
habe vier Stockſchläge erhalten, „pon denen lange Wochen hindurch blaue 
Striemen nachblieben“. Auf ſolche Weiſe hätten die Schüler die Namen der 
deutſchen Kolonien in Auſtralien und im Malaiſchen Archipel (!) auswendig gelernt. 
„Wenn fie (die Deutſchen) die Malaien (I) in ihren Kolonien fo unterrichtet haben wie 
uns, dann kann man ſich die Freude der Malaien vorſtellen, unter die Regierung eines 
anderen Staates gekommen zu ſein“. Dann heißt es weiter: „Eines Tages erhielten 
wir alle mit Ausnahme des Sohnes des Oberſteigers, eines Deutſchen, Schläge. Die 
Marterung wurde in der anſchließenden Turnſtunde fortgeſetzt. Die Kinder, in Reihen 
aufgeſtellt, erhielten je einen Eiſenſtab von 1 Meter Länge und mußten mit geſtreckten 
Armen in Hockſtellung gehen. Der Lehrer ging mit dem Stock in der Hand die Reihen 
entlang und ſchlug den Kindern auf die bloßen Waden, wenn eines mit den Ferſen den 
Boden berührte. Es rührten den Lehrer weder unſere Tränen, noch 
unſer Schweiß. So kämpfte Bismarck mit den polniſchen Kin— 
dern durch ſeine Beamten“. 


Die „Brutalität“ des deutſchen Lehrers iſt das Lieblingsthema des polniſchen Ver⸗ 
faſſers. Durch die ausführliche Schilderung erdichteter „Marter— 
ſzenen“, die ſich in den früheren deutſchen Schulen des an Polen gefallenen Gebietes 
abgeſpielt haben ſollen, ſucht er Abſcheu vor der deutſchen und Begeiſterung für die 
polniſche Schule zu wecken. Ein Lehrer der Schule, ſo erzählt er z. B., ſei eines Tages 
auf den Gedanken gekommen, die polniſchen Familiennamen zu verdeutſchen. Das habe 
einen förmlichen Aufſtand zur Folge gehabt: Einer der Schüler, Sliwa⸗Pflaume, habe 
ſich (als er unter dem verdeutſchten Namen aufgerufen wurde) ironiſch in der Klaſſe 
umgeſchaut, als ob er den Aufgerufenen ſuchte. „Das war dem Lehrer zu viel .. Sein 
Kinnbackenzitterte . . Ich will nicht ſagen, wem er ähnlich war; aber ein fo 
ſchreckliches menſchliches Geſicht habe ich bis heute nicht wieder— 
geſehen. Er griff zum Stock, der dauernd auf dem Lehrerpult lag, und begann, mit 
dem Schrei „Ihr polniſchen Halunken“ zwiſchen den Bänken hin- und herlaufend, blind⸗ 
lings auf uns einzuſchlagen“. Dann habe der Lehrer den Rektor zu Hilfe 
geholt und dieſer habe den Sliwa „ohne weitere Unterſuchung“ auf die Beine gefchlagen: 
„Sliwa ſchreit auf, läuft zur Bank zurück, der Rektor hinter ihm her ... Der Junge 
ſpringt auf den Tiſch, mit feinen Holzpantoffeln in der Hand ... Der Rektor fährt 
fort, den Knaben mit aller Kraft auf die Beine zu ſchlagen. Da geſchieht etwas 
Unglaubliches. Der Schüler ſteht oben auf der Bank und beginnt, als die Schläge nicht 
aufhören, den Rektor mit den Pantoffeln auf den Kopf zu ſchlagen. Der Rektor wird 
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ohnmächtig. Sliwa entwiſcht nach Haufe... . 
Der Rektor hatte ſeitdem eine verminderte Hörfähigkeit . . 


Sliwa kam in eine Erziehungsanſtalt. 


4 


Mehr als ſolche verzerrten Szenen weiß Kandora von der deutſchen Schule der Bor: 


kriegszeit nicht zu erzählen. 


Es iſt für die Geiftesperfafjung, auf deren Boden die 


Propaganda des Polniſchen Weſtverbandes gedeiht, ſehr bezeichnend, daß die Propa- 
gandiſten dieſes Verbandes ihr Lob auf Polen immer damit beginnen, daß ſie zunächſt 
einmal Deutſchland beſchimpfen. Die Broſchüren Kandoras ſind im vergangenen Jahre, 
alſo in der Aera der deutſch-polniſchen Annäherung und des deutſch-polniſchen Preſſe— 
abkommens erſchienen, und zwar im Verlag eines Verbandes, deſſen Veranſtaltungen 
unter oem Protektorat höchgeſteuter Pekſönlichkeiten des öffentlichen Lebens im Polen 


zu ſtehen pflegen. 


Polenbund gegen die Politik des Führers. 

Die maßgebenden Leute der polniſchen 
Volksſplitter in Deutſchland haben ſich am 
29. März von den Wahlen ferngehalten. 
Das iſt unter dem Vorwand geſchehen, daß 
das Reichsminiſterium des Innern ihrem 


Wunſche, mit einer eigenen polniſchen Liſte 


aufzutreten, nicht entſprochen hat. Bei den 
Wahlen hat es ſich um die Zuſtimmung der 
Wähler zu der vom Führer verfolgten 
Politik einer wirklichen Be: 
friedung Europas gehandelt. Die 
Leute vom Polenbund haben ſich, indem fie 
dieſe negative Parole zu den Wahlen aus⸗ 
gegeben haben, in einen bewußten 
Gegenſatz zur Außenpolitik des 
Führers geſtellt. An ſich iſt es 
belanglos, was für Vorſtellungen dieſe 
Leute von der Außenpolitik des Dritten 
Reiches haben. Aber es wird ſich in 
anderem Zuſammenhang wohl einmal die 
Gelegenheit ergeben, ſie an ihre negative 
Haltung in dieſer für Deutſchland ſehr 
weſentlichen Angelegenheit zu erinnern. 


Der Zugang zum Meere. 

Der Führer hat in ſeiner Reichs⸗ 
tagsrede vom 7. März u. a. geſagt: 
1. . Ich möchte daher, daß das deutſche 
Volk die inneren Beweggründe der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Außenpolitik verſteht, die es 
z. B. auch als ſehr ſchmerzlich empfindet, 
daß der Zugang eines 33⸗Millionen⸗Volkes 
zum Meer über einſtiges Reichsgebiet 
führt, die es aber als unvernünftig, weil 
unmöglich, erkennt, einem ſo großen Staat 
den Zugang zum Meer einfach ab» 
ſtreiten zu wollen“. Mit dieſem Satz 
haben manche Leute in Polen nichts Rechtes 
anzufangen gewußt. Sie haben ihn hin 
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Das läßt gewiſſe Rückſchlüſſe zu. 


Oſtland⸗ 


Chronik 


und her gedreht, in ſeine Beſtandteile zer⸗ 
gliedert und von allen Seiten betrachtet, 
und ſind nach zwei Wochen ſchließlich zu 
einem Ergebnis gekommen, das ſie am 
24. März im „Kurjer Poznanski“ der ge⸗ 
ſpannt auf den Bericht der „journaliſtiſchen 
Sachverſtändigenkommiſſion“ wartenden 
Menge mitgeteilt haben. „Reichs kanz⸗ 
ler Hitler hat weder enthüllt“, 
heißt es in dieſem Bericht, „ob der 
polniſche Zugang zum Meere 

ür immer ein unmittelbarer 
ſein ſoll, noch ob er dort bleiben 
ſoll, wo er ſich gegenwärtig be⸗ 
findet. Man kann die Erklärungen 
Hitlers daher in keiner Weiſe über⸗ 
ſchätzen . ..“ Deutſchlands Einſtellung zu 
der Frage eines polniſchen Zugangs zum 
Meere iſt alſo nach dem „Kurjer Poz- 
nanski“ auch durch die Rede des Führers 
noch nicht geklärt. Das Blatt iſt vielmehr der 
Anſicht, daß Deutſchland erſt noch den prak⸗ 
tiſchen Beweis ſeiner Bereitſchaft, Polen 
einen Zugang zum Meere zuzugeſtehen, 
antreten müſſe. Das könne, meint das 
Blatt, 


„Kurjer Poznanski“ fann ſicher fein, daß 
Polen niemals in die Lage verſetzt werden 
wird, in Danzig zu regieren. Die Wünſche 
und Unluſtgefühle dieſes Blattes und ſeiner 
Hintermänner ſind für die deutſche Außen⸗ 
politik ohne Belang. 


Begriffsverwirrung. 


Die Abgrenzung des Wahlrechts zum 
Reichstag hat einigen polniſchen Blättern 
Anlaß zu reichlich phantaſieloſen Verdächti⸗ 
gungen gegeben. Die Kattowitzer „Polo- 
nia“ z. B. hat allen Ernſtes geglaubt, die 
Aufmerkſamkeit des Warſchauer Außen⸗ 
miniſteriums auf die Tatſache (J) lenken 
zu müſſen, daß den Angehörigen der deur⸗ 
ſchen Volksgruppe in Polen das Recht zur 
Teilnahme an den Reichstagswahlen zuge⸗ 
ſtanden worden ſei: Es unterliege keinem 
Zweifel, ſo hat es da u. a. geheißen, daß 
dieſe Gelegenheit „von beſtimmten Faktoren 
der deutſchen Minderheit“ beſonders in 
Oberſchleſten, wo der Grenzübertritt keine 
Schwierigkeit bietet, demonſtrativ ausge⸗ 
nutzt werden würde. Die Ausübung des 
Wahlrechtes in einem fremden Staate fei 
aber keinesfalls mit den ſelbſtverſtändlichen 
Pflichten gegenüber dem Gaſtſtaat ver⸗ 
einbar. Zur Richtigſtellung ſolcher ſinnloſer 
Ausführungen ausländiſcher Blätter hat 
das DNB. eine Erklärung verbreitet, in 
der ausdrücklich die ſelbſtverſtändliche Tat⸗ 
ſache feſtgeſtellt wird, daß im Ausland 
lebende Deutſche nur dann 
ſtimmberechtigt ſind, wenn ſie 
die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzen und auch ſonſt den allge⸗ 
mein geltenden Vorausſetzungen (vor allem 
hinſichtlich ihrer raſſiſchen Zugehörigkeit) 
entſprechen. Es heißt in der Erklärung 
dann weiter: Wenn die Durchführungs⸗ 
verordnung vom 7. März 1936 zum Reichs⸗ 
tagswahlgeſetz vom gleichen Tage, die nach 
dem ausdrücklichen Wortlaut ihres Vor⸗ 
ſpruchs zugleich eine Weiterbildung 
der Reichsſtimmordnung vom 
Jahre 1924 iſt, noch den Ausdruck 
„Auslandsdeutſcher“ anwendet, ſo 
iſt dies geſchehen, um die Terminologie der 
Ergänzungsbeſtimmungen mit den ur⸗ 
ſprünglichen Beſtimmungen in Ueberein⸗ 
ſtimmung zu bringen. Trotzdem ſagt zur 
Vermeidung jeglichen Mißverſtändniſſes die 
genannte Verordnung vom 7. März 1936 
in $ 3 ausdrücklich: „Auslandsdeutſche im 
Sinne dieſer Verordnung ſind deutſche 
Staatsangehörige“. Bei einiger Sorgfalt 
und Wahrheitsliebe hätte die „Polonia“ 
alſo einſehen müſſen, daß ihre Randbemer⸗ 
kungen zum deutſchen Wahlrecht fehl am 
Platze waren. Immerhin zeigt dieſes Bei⸗ 
ſpiel einer böswilligen Verwirrung eines 
deutſchen Geſetzes, wie notwendig es iſt, in 
allen Volkstumsfragen auf eine klare 
und unmißverſtändliche Schei⸗ 
dung der Begriffe zu achten. 


„Wir machen Sie darauf aufmerkſam ...“ 
Die Zeit der Neuanmeldungen 
zu den Schulen iſt in Polen wieder 
ekommen. Und wieder, wie in allen 
eden Jahren, haben die Verſuche be⸗ 
gonnen, die Eltern deutſcher Kinder durch 
Drohungen oder Verſprechungen daran zu 
hindern, ihre Kinder in eine deutſche Schule 
zu ſchicken. Unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen, da die wirkſchaftliche Exiſtenz 
eines Jeden, ob er nun Angeſtellter, Ar: 
beiter und ſelbſtändiger Geſchäftsmann iſt, 
täglich vom Zuſammenbruch bedroht iſt, 
muß die Androhung wirtſchaft⸗ 
licher Nachteile natürlich als das 
beſte Mittel erſcheinen, einen entſprechenden 
Druck auf die deutſchen Eltern auszuüben. 
Von polniſcher Seite wird ſtändig be⸗ 
hauptet, daß ſich das polniſche Volk ſelbſt 
in ſeinem eigenen Staate noch gegen die 
„Germaniſierung“ verteidigen müſſe, daß 
das Deutſchtum in Polen „Seelenkauf“ 
unter der national nicht völlig gefeſtigten Be⸗ 
völkerung treibe, daß es ſeine „wirtſchaftliche 
Vormachtſtellung“ dazu benutze, wirtſchaft⸗ 
lich ſchwache Elemente in nationaler Ab: 
hängigkeit von ſich zu erhalten. Man muß 
ſich über die bornierte Dreiſtigkeit wundern, 
mit der derartige Behauptungen von pol⸗ 
niſcher Seite immer wieder aufgeſtellt wer⸗ 
den. Ein Muſterbeiſpiel dafür, wie die 
Verhältniſſe in Wirklichkeit liegen, hat die 
Ortsgruppe Chorzow (Königs⸗ 
hütte) des Polniſchen Weſtver⸗ 
bandes in einem an eine Chor⸗ 
zower Firmagerichteten Schrei⸗ 
ben geliefert. Dieſes Schreiben hat folgen⸗ 
den Wortlaut: 

„Wir teilen Ihnen mit, daß Ihr 
Angeſtellter .... bisher noch nicht 
ſein Kind zur Schule (es folgt der 
Name der betreffenden polniſchen 
Schule) angemeldet hat. Wir 
machen Sie darauf auf⸗ 
merkſam, daß eine etwaige 
Anmeldung des erwähnten 
Kindes in die Minderheits⸗ 
ſchule Ihr Unternehmen in 


unſeren Augen in Frage 
ſtellen würde. 
Hochachtungsvoll 


Die Schulkommiſſion.“ 

In dieſem Falle hat ſich der Weſt⸗ 
verband alſo nicht unmittelbar an den be⸗ 
treffenden Deutſchen gewandt, ſondern er 
droht einem Arbeitgeber mit wirtſchaftlichen 
Nachteilen für den Fall, daß dieſer ſich 
weigern ſollte, entweder ſeinen Angeſtellten 
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zur Einſchulung feines Kindes in die pol- 
niſche Schule zu zwingen, oder ihn zu ent⸗ 
laſſen. Das iſt nur ein Beiſpiel unter 
bielen. Senator Wiener hat in feiner 
Rede vor dem Warſchauer Senat am 
12. März ganz richtig geſagt: „Wer heute 
noch behauptet, ein Großteil der Deutſchen 
bekenne ſich zu unſerm Volkstum, weil er 
in den deukſchen Organiſationen große 
materielle Vorteile genieße, der kennt nicht 
oder will nicht die ſchweren Verhältniſſe 
innerhalb unſerer Volksgruppe kennen. 
Das Bekenntnis zum deutſchen 
Volkstum (in Polen) bringt heute 
keine materiellen Vorteile, 
ſondernſetzt großen Bekenner⸗ 
mut voraus“. 


Unruhen in Krakau und Schleſiengrube. 

Wegen Lohnſtreitigkeiten traten am 
23. März in Krakau die Arbeiter ver⸗ 
ſchiedener Betriebe in Streik. Im Anſchluß 
an eine Streikverſammlung kam es zu 
ſchweren Zuſammenſtößen demon⸗ 
ſtrierender Arbeiter mit der 
Polizei. Eine Polizeiabteilung wurde 
mit Steinwürfen und Revolverſchüſſen an⸗ 
gegriffen. Sie machte darauf gleichfalls 
von der Waffe Gebrauch. Sechs Men⸗ 
ſchen wurden getötet. Außerdem 
gab es zahlreiche Berlegte. Die Rädels⸗ 
führer, wurden verhaftet. Der „Illustr. 


Kurj. Codz.“, der über die Ereigniſſe be⸗ 
richtete, wurde beſchlagnahmt. Die Preſſe 
in Polen mußte ſich auf die Wiedergabe 
der amtlichen Mitteilungen über die Un⸗ 
Ruhe 


ruhen beſchränken. Die konnte 


wiederhergeſtellt werden. Die Demonſtranten 
batten Barrikaden errichtet und 
Geſchäfte geplündert. Um Sabo⸗ 
tageakte zu verhindern, wurden verſchiedene 
Betriebe in Krakau und Umgegend von 
Polizei beſetzt. Ein größeres Induſtriewerk 
mußte von der Polizei mit Gewalt geräumt 
werden, da ſich die Arbeiter weigerten, das 
Werk zu verlaſſen. — Am 23. März trat 
die Belegſchaft der Schleſien⸗ 
grube (Öftoberfchlefien) in Streik. Die 
Arbeiter fuhren in die Grube ein, nahmen 
jedoch die Arbeit nicht auf. Die Polizei in 
Schleſiengrube wurde, um Unruhen zu ver⸗ 
hindern, verſtärkt. Der Streik iſt ausge⸗ 
brochen, weil die Verwaltung der Grube 
beim Demobilmachungskommiſſar den An⸗ 
trag auf Entlaſſung von 450 
Arbeitern geſtellt hat, was einer 
Verminderung der Belegſchaft auf etwa ein 
Viertel ihres derzeitigen Standes bedeuten 
würde. Die Entlaſſung iſt von der Ver⸗ 
waltung mit Auftragsmangel begründet 
worden. Im vergangenen Jahre iſt die 
Guidottohütte in Schleſiengrube, die 
der größte Abnehmer der Schleſiengrube 
iſt, ſtillgelegt worden. 


Werbt für land 


Dies zeigen in tiefer Trauer an 


Dresden A 21, Dornblüthſtr. 10 
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Nach einem reichen Leben voll Mühe und Arbeit verſchled am 
19. März 1936 im 26. Lebensjahr infolge Schlaganfalls 


Frau Clara Krueger, geb. Timme 
Buchdruckereibeſitzers⸗Witwe, früher Samter i. Poſ. 


Alite Horn, geb. Krueger 
Fritz Horn 


Rofemarie und Günter 


